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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 

Motion Gapany Johanna / Morel Bertrand  2018-GC-131 
Airbnb: Eine Chance, das Tourismusangebot zu diversifi-
zieren 

I. Zusammenfassung der Motion 

Mit der am 24. August 2018 eingereichten und begründeten Motion verlangen Grossrätin Johanna 

Gapany und Bertrand Morel, dass der rechtliche Rahmen angepasst und  die Community-Plattform 

Airbnb, die in der Wohnungsvermietung und -reservation aktiv ist, einbezogen wird. Auf diese 

Weise soll die Entwicklung des Tourismusangebots gefördert und gleichzeitig die Gleichbehand-

lung mit den anderen Akteuren auf dem Gebiet gewährleistet werden. 

Sie verlangen namentlich, dass ein Online-Register der bei Airbnb angeschlossenen Privatpersonen 

geschaffen wird, um die Einnahmen aus dieser Tätigkeit zu besteuern. Weiter verlangen sie, dass 

zwischen der Plattform und dem Kanton eine Vereinbarung für die Erhebung der Aufenthaltstaxe 

abgeschlossen wird und dass die Zonennutzungsreglemente angepasst und die Gesetzesbestimmun-

gen über die öffentlichen Gaststätte geändert werden. 

II. Antwort des Staatsrats 

Einleitend weist der Staatsrat darauf hin, dass die Plattform für Online-Reservationen Airbnb im 

Kanton Freiburg wie folgt aktiv ist (Stand am 1. Januar 2019): 

> 560 Unterkünfte werden auf der Plattform angeboten. 

> 89 % der Anbieter vermieten ihre Unterkunft für weniger als 120 Nächte pro Jahr. 

> Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer beträgt 3,2 Übernachtungen; 

> 15 900 Vermietungen von Unterkünften wurden im Kanton Freiburg gezählt; 

> Zur Information: Die Freiburgerinnen und Freiburger haben weltweit via Airbnb 43 300 

Unterkünfte gemietet. 

Dies vorausgeschickt, geht der Staatsrat wie folgt auf die Forderungen von Grossrätin Dafflon und 

Grossrat Bonny ein: 

1. Direkte Bundessteuer auf den Einnahmen aus der Vermietung einer Privatwohnung: 

Die Verfasser der Motion verlangen zweckmässige Massnahmen beziehungsweise gesetzliche 

Regelungen, um sicherzustellen, dass die Einnahmen aus der Vermietung von Unterkünften, die auf 

der Plattform Airbnb angeboten werden, besteuert werden. Ihrer Ansicht nach wäre die Schaffung 

eines Online-Registers der bei Airbnb angeschlossenen Privatmitglieder eine Möglichkeit, um das 

Einkommen aus dieser Vermietertätigkeit zu  besteuern. 
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Dazu ist zu sagen, dass die Motion nur auf ganz bestimmte Aspekte eingeht, und zwar erstens nur 

auf die Frage des Unterkunftsangebots auf Airbnb und zweitens nur auf die Einkommenssteuer für 

die direkte Bundessteuer, obwohl Mietzinseinnahmen auch kantons-, gemeinde- und kirchensteuer-

pflichtig sind.  

Generell müssen Mietzinseinnahmen aus der Vermietung einer eigenen Liegenschaft nach Artikel 

22 Abs. 1 Bst. a des Gesetzes über die direkten Kantonssteuern (DstG; SGF 631.1) und Artikel 21 

Abs. 1 Bst. a des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer (DBG; SR 641.11) versteuert 

werden. Einkünfte aus der Untervermietung eines Mietobjekts sind nach Artikel 24 DStG (23 DBG) 

steuerbar. Diese Vorschriften gelten unabhängig davon, über welchen Kanal das Mietobjekt 

angeboten wird (Zeitung, Mundpropaganda, Internet usw.). In der allgemeinen Wegleitung zur 

Steuererklärung für natürliche Personen ist seit Jahren angegeben, wie ein  solches Einkommen zu 

deklarieren ist. So sind nach den Erläuterungen zu Code 3.340 Einnahmen aus der Vermietung 

möblierter Ferienwohnungen zu vier Fünfteln zu deklarieren, womit der Möbelabnutzung Rechnung 

getragen wird. Wird vom Eigentümer auch die Wäsche zur Verfügung gestellt, so müssen nur zwei 

Drittel der Einnahmen deklariert werden. Unter Code 3.410 (Sonstige Einkommen) sind die 

Mietzinseinnahmen aus der Untervermietung von Wohnungen und Zimmern anzugeben, wenn die 

Miete höher ist als der bezahlte Mietzins. Weiter müssen gemäss Wegleitung die Mieteinnahmen 

angegeben werden, wenn ein Teil der Privatliegenschaft, welche zudem vom Eigentümer oder von 

der Eigentümerin bewohnt wird, an eine Drittperson vermietet wird, oder wenn die Privatliegen-

schaft untervermietet wird (Code 3.340), wobei der Eigenmietwert entsprechend reduziert wird. 

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass sich der vollendeten oder versuchten 

Steuerhinterziehung im Sinne der Artikel 220 und 221 DStG strafbar macht, wer als steuerpflichtige 

Person bewirkt, dass eine Veranlagung unvollständig ist.  

Im Zuge der durch die Plattform Airbnb ausgelösten Diskussionen hat die Kantonale Steuerverwal-

tung (KSTV) wie andere Kantone (z.B. Kanton Bern) auch ein Merkblatt über die steuerliche 

Behandlung der Vermietung von möblierten Liegenschaften herausgegeben 

https://www.fr.ch/sites/default/files/2019-

03/Steuerliche%20Behandlung%20der%20Vermietung%20von%20m%C3%B6blierten%20Liegen

schaften.pdf. 

Dieses Merkblatt ergänzt die oben erwähnte Wegleitung. Die darin beschriebene Praxis gilt für 

jegliche Vermietung oder Untervermietung von möblierten Zimmern, Wohnungen, Häusern, 

Chalets, unabhängig davon, über welchen Kanal das Mietobjekt angeboten wird. Sie gilt nur für 

Liegenschaften in Privatbesitz und ist nicht anwendbar auf das Angebot von Ferienunterkünften mit 

Hotel- und Gastroservice. Im Merkblatt wird auf die allgemeinen Regeln für die Besteuerung dieser 

Art von Einkommen hingewiesen (siehe oben) und auch auf eine Pauschalmethode, die die 

steuerpflichtige Person anwenden kann, wenn die Mietzinseinnahmen unter dem Eigenmietwert der 

Liegenschaft liegen und den Betrag von 12 000 Franken pro Jahr nicht übersteigen. Sind diese 

Voraussetzungen erfüllt, können sich die Steuerpflichtigen dafür entscheiden, nur den Eigenmiet-

wert ihrer Liegenschaft ohne Korrektiv zu deklarieren. In diesem Fall sind lediglich die üblichen 

Unterhaltskosten zum Abzug zugelassen, ohne Unterhaltskosten für Möbelabnutzung, Wäsche, 

Werbung und Kundenadministration.  

https://www.fr.ch/sites/default/files/2019-03/Steuerliche%20Behandlung%20der%20Vermietung%20von%20m%C3%B6blierten%20Liegenschaften.pdf
https://www.fr.ch/sites/default/files/2019-03/Steuerliche%20Behandlung%20der%20Vermietung%20von%20m%C3%B6blierten%20Liegenschaften.pdf
https://www.fr.ch/sites/default/files/2019-03/Steuerliche%20Behandlung%20der%20Vermietung%20von%20m%C3%B6blierten%20Liegenschaften.pdf
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Diese pragmatische Regelung bringt bei geringen Mietzinseinnahmen aus der Vermietung der 

gesamten oder eines Teils einer Liegenschaft erhebliche administrative Vereinfachungen sowohl für 

die Steuerzahlenden als auch für die KSTV. Eine Regelung oder Meldepflicht, die ausschliesslich 

für das Angebot auf Airbnb gilt, scheint unter diesen Umständen nicht sinnvoll und stellt eine 

Ungleichbehandlung gegenüber denjenigen Personen dar, die eine Liegenschaft über einen anderen 

Kanal anbieten. Die KSTV zur Führung eines Registers der auf Airbnb registrierten Personen zu 

verpflichten, würde einen Präzedenzfall darstellen. Die KSTV ist zwar für den Bezug der 

Einkommenssteuer zuständig, kann aber nicht für alle Einkommensarten ein eigenes Register 

führen. So führt sie etwa auch kein Register aller Personen mit einer Nebenerwerbstätigkeit. Sie 

führt ihre Kontrollen im Rahmen der Veranlagungsarbeit und der Steuerprüfungen durch. Dasselbe 

gilt für die Mietzinseinnahmen. So kann die KSTV beispielsweise Stichproben auf der Plattform 

Airbnb vornehmen und überprüfen, ob die gemeldeten Personen ihre Mietzinseinnahmen 

deklarieren. 

2. Aufenthaltstaxen 

Gestützt auf das Gesetz über den Tourismus (TG; SGF 951.1) wird auf dem ganzen Kantonsgebiet 

eine kantonale Aufenthaltstaxe erhoben (Art. 26). In jeder Tourismusregion kann eine regionale 

Aufenthaltstaxe (Art. 27) und im Tätigkeitsgebiet einer anerkannten lokalen Tourismusorganisation 

eine lokale Aufenthaltstaxe erhoben werden (Art. 28). Der Ertrag aus den kantonalen, regionalen 

und lokalen Aufenthaltstaxen ist im Interesse der Gäste zu verwenden. Er wird namentlich dazu 

verwendet, die Leistungen für den Empfang, die Information und die Unterhaltung der Gäste sowie 

die touristischen Anlagen von allgemeinem Interesse zu finanzieren (Art. 29). 

Alle in Artikel 30 TG erwähnten Gäste müssen die Aufenthaltstaxe bezahlen. Die Ausnahmen von 

dieser Regel sind in Artikel 31 TG aufgeführt. 

Ende 2017 nahm der Freiburger Tourismusverband (FTV) erste Verhandlungen mit der Plattform 

Airbnb auf, um eine Lösung für ein gerechtes Inkasso der Taxen bei allen Gästen zu finden. Nach 

einem langwierigen Schriftenwechsel und einem Besuch am Sitz von Airbnb in Berlin zeichnet sich 

die folgende Lösung für den Kanton Freiburg ab: 

> Unterzeichnung einer Vereinbarung mit Airbnb für das direkte Inkasso der Aufenthaltstaxe bei 

jeder Reservation, die über die Plattform getätigt wird: Mehrere Entwürfe wurden diskutiert und 

eine definitive Version steht kurz vor der Unterzeichnung. Ihre rechtlichen Aspekte wurden vor 

der offiziellen Genehmigung durch den Vorstand des FTV von einem Steuerexperten validiert. 

> Damit das Inkasso über die Plattform abgewickelt werden kann, wurde von Airbnb eine 

Vereinfachung der Aufenthaltstaxen gefordert. Deshalb hat der Staatsrat auf Vorschlag der 

Volkswirtschaftsdirektion die Verordnung vom 25. März 2019  zur Änderung des Tourismusreg-

lements (TR; SGF 951.1) verabschiedet, die am 1. April 2019 in Kraft getreten ist. Der neue 

Artikel 49a TR sieht nun eine vereinfachte Taxe für Online-Reservationen vor, die von Plattfor-

men für die Online-Reservation und -Vermietung von Unterkünften einkassiert werden kann 

(neuer Artikel 51a TR). 

Gemäss den neusten Kontakten mit Airbnb wird das Dossier zurzeit am europäischen Sitz in Dublin 

rechtlich bearbeitet. Sobald die Vereinbarung validiert ist, wird sie unterzeichnet und so bald wie 

möglich in Kraft gesetzt.  
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Der Staatsrat unterstützt die Idee einer derartigen Vereinbarung zwischen Airbnb und dem FTV, die 

die Gleichbehandlung für das Inkasso der Aufenthaltstaxe gewährleisten wird. Der Staatsrat 

möchte, dass der FTV seine Gespräche mit Airbnb und weiteren Plattformen für die Online-

Reservation und -Vermietung von touristischen Unterkünften fortsetzt. Er unterstreicht, dass die 

gewählte Lösung bis heute die pragmatischste ist und auch von allen Schweizer Tourismusregionen 

gewünscht wird.  

3. Zonennutzung: 

Der Staatsrat geht davon aus, dass sich die Verfasser der Motion bei der Passage, in der von einer 

Unterkunft für über fünf Personen die Rede ist, auf Artikel 23 Abs. 1 des Gesetzes über die 

öffentlichen Gaststätten (ÖGG; SGF 952.1) beziehen, in dem die Tätigkeit erwähnt wird, die vom 

Patent I für die Parahotellerie betroffen ist. Kurz gefasst müssen die Dienstleister von Airbnb 

gemäss dieser Bestimmung in zwei Kategorien eingeteilt werden: Unterkünfte für weniger als fünf 

Personen (die kein Patent benötigen und folglich gemäss ÖGG nicht als Parahotellerie eingestuft 

werden) und Unterkünfte für fünf oder mehr Personen, mit oder ohne Nebenleistungen (Betrieb, für 

den das Patent I erforderlich ist und der gemäss ÖGG als Parahotellerie eingestuft wird).  

Die Frage eines zonenkonformen Betriebs stellt sich für die erste der beiden oben erwähnten 

Unterkunftsarten gar nicht, bei der zweiten aber möglicherweise schon: Die Gemeindebaureglemen-

te, die die Zonen und ihre Nutzung festlegen, können die Hotellerie- und Parahotellerie auf 

bestimmte Zonen begrenzen. Zum Beispiel kann der Betrieb von Hotels auf städtische und dicht 

besiedelte Wohnzonen und der Betrieb von Pensionen auf diese beiden Zonen sowie auf mitteldicht 

besiedelte Zonen begrenzt werden (vgl. Stadt Freiburg). Der Betrieb einer Airbnb-Unterkunft für 

mehr als fünf Personen mit oder ohne Nebenleistungen könnte – sofern er dem Betrieb einer 

Pension gleichgesetzt werden kann – also beispielsweise gegen das Gemeindebaureglement 

verstossen, falls sich die Unterkunft in einer schwach besiedelten Wohnzone befindet. Darüber 

hinaus stellt sich auch die Frage der Konkurrenz, die diese Unterkünfte ausserhalb der erlaubten 

Zonen darstellen: Da Hotels und Pensionen sich dort nicht niederlassen können, verlieren sie 

potenzielle Kunden, die die Dienstleistungen der Plattformen für die Vermietung von Unterkünften 

zwischen Privatpersonen nutzen. 

Wie dem auch sei, stellt der Staatsrat fest, dass hinsichtlich der von den Verfassern der Motion 

erwähnten Frage der Zonennutzung keine Änderung der Raumplanungs- und Baugesetzgebung 

erforderlich scheint. Schliesslich müssen für die Vermietung von Unterkünften zwischen 

Privatpersonen die Gemeindebaureglemente beachtet werden. Dies führt zurück zur Frage eines 

Registers dieser Unterkünfte (in der Motion unter Punkt 1 verlangt), das es den Gemeinden 

ermöglichen könnte, zu kontrollieren, ob die Aktivitäten die Bestimmungen des Gemeindebaureg-

lements hinsichtlich der Zonennutzung beachten. Da dieses Register auch zur Kontrolle der 

Patentanträge für die betreffenden Tätigkeiten dienen könnte, wird der Punkt in Verbindung mit der 

verlangten Änderung des ÖGG behandelt (vgl. Punkt 4). 

4. Änderung des Gesetzes über die öffentlichen Gaststätten (ÖGG) / 5. Änderung des 

Reglements über die öffentlichen Gaststätten (ÖGR): 

Gemäss Artikel 2 Abs. 1 Bst. b und Artikel 3 Abs. 1 Bst. c fällt die geschäftsmässige Beherbergung 

von Gästen in den Anwendungsbereich des ÖGG. Dem Gesetz nicht unterstellt ist hingegen die 

Vermietung von Privatunterkünften, sofern der Vermieter keine Hoteldienstleistungen anbietet. 

Ausser eines präziseren Verweises auf die Vermietung von Unterkünften einschliesslich 
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Nebenleistungen über gemeinschaftliche Online-Plattformen, der gegebenenfalls eingefügt werden 

könnte, ist keine Änderung des ÖGG nötig, um den Zielen der Verfasser der Motion zu entspre-

chen, das heisst diese besondere Art von Dienstleistung, die zurzeit in vollem Aufschwung ist, einer 

Bewilligung zu unterstellen. 

Artikel 23 Abs. 1 ÖGG, der die Tätigkeiten bestimmt, die vom Patent I für die Parahotellerie 

betroffen sind, muss auch nicht grundlegend angepasst werden, sofern sein Geltungsbereich nicht 

über den Rahmen hinausgehen soll, den ihm der Gesetzgeber bis heute zugewiesen hat. Der 

Staatsrat ruft diesbezüglich in Erinnerung, dass das Patent I für die Parahotellerie erst verlangt wird, 

wenn eine Unterkunft für mehr als fünf Personen angeboten wird. Diese Grenze wurde seinerzeit 

bewusst gezogen, um beispielsweise bescheidene Angebote vom Typ Bed & Breakfast (B&B) von 

gesetzlichen Anforderungen insbesondere im Bereich Raumplanung und Bau zu befreien (vgl.  

Punkt 3 weiter oben). Ohne Änderung dieser Regeln geniessen die Vermieter, die eine Online-

Plattform wie Airbnb nutzen, die gleichen Erleichterungen. 

Die aktuellen Bestimmungen reichen jedoch nicht aus, um alle gewünschten Ziele zu erreichen. 

Damit geprüft werden kann, ob die Aufnahmekapazität effektiv kein Patent erfordert, das heisst 

maximal auf fünf Personen beschränkt ist, und insbesondere damit gewährleistet werden kann, dass 

die Vorschriften hinsichtlich Brandschutz, Aufenthaltstaxen und Besteuerung eingehalten werden, 

wäre es nötig, dass jede Person, die geschäftsmässig eine Privatunterkunft mit Nebenleistungen 

anbietet, einer Meldepflicht gegenüber den Kantonsbehörden untersteht (damit ein Register geführt 

werden kann) und bei Nichtbeachten dieser Pflicht sanktioniert werden kann. Eine derartige 

Meldepflicht könnte im ÖGG verankert werden. 

Dem ist jedoch anzufügen, dass Personen, die im Versteckten bedeutende Einnahmen aus dieser 

Tätigkeit erzielen, kaum motiviert sein werden, sich spontan zu melden. Wie das Beispiel des 

Kantons Neuenburg ahnen lässt, wäre es also nötig, eine aktive Nachforschung zu betreiben, die 

zusätzliches Personal erfordert. Das Amt für Gewerbepolizei scheint sich zwar als zuständige 

kantonale Behörde anzubieten, verfügt aber keineswegs über die Personalressourcen, um derartige 

Nachforschungen zu betreiben. 

Was schliesslich das Reglement über die öffentlichen Gaststätten (ÖGR; SGF 952.11) betrifft, 

sollte es im ersten Kapitel ebenfalls eine Präzision bezüglich des Begriffs eines hotelähnlichen 

Betriebs enthalten. Diese Präzision sollte jedoch nicht wie von den Verfassern der Motion 

vorgeschlagen in Artikel 3 Bst. c aufgenommen werden, der sich nur auf die Patente B und C für 

öffentlichen Gaststätten mit oder ohne Alkohol bezieht. Stattdessen sollte ein zusätzlicher Artikel 

eingefügt werden, wie etwa ein Artikel «3e Hotelähnlicher Betrieb (Patent I)». 

5. Obligatorische Meldung ausländischer Gäste: 

Die Verfasser der Motion weisen mit Recht darauf hin, dass Artikel 16 des Ausländer- und 

Integrationsgesetzes (AIG; SR 142.20) Folgendes festhält: «Wer Ausländerinnen oder Ausländer 

gewerbsmässig beherbergt, muss sie der zuständigen kantonalen Behörde melden.» Diese 

Bestimmung wird zudem durch Artikel 18 der Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und 

Erwerbstätigkeit (VZAE; SR 142.201) ergänzt. 

Wie dies ausdrücklich aus den Weisungen und Erläuterungen des Staatssekretariats für Migration 

zum AIG hervorgeht, besteht für die entgeltliche Beherbergung von Ausländerinnen und 

Ausländern eine sofortige Meldepflicht des Beherbergers an die zuständige kantonale Behörde. 
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Er muss alle ausländischen Personen melden, auch diejenigen, welche zweifellos zur Anwesenheit 

in der Schweiz berechtigt sind. 

Der Begriff «Beherberger» bezeichnet natürliche oder juristische Personen, die ausländische 

Staatsangehörige beherbergen und damit einen finanziellen Ertrag erzielen. Es wird nicht 

unterschieden zwischen professionellen Beherbergern (Hotels, Einrichtungen der Parahotellerie) 

und (natürlichen) Personen, die gelegentlich Gäste beherbergen. Das einzige bestimmende 

Kriterium ist das «Entgelt», das der Beherberger für die Beherbergung erhält, und nicht die 

Regelmässigkeit dieser Tätigkeit. Somit sind Privatpersonen, die eine Online-Plattform für die 

Vermietung und Reservierung von Privatwohnungen nutzen (z.B. Airbnb, Wimdu, HomeAway), 

um ihre Wohnung gegen Entgelt zu vermieten, ebenfalls als «Beherberger» zu betrachten und 

meldepflichtig nach Artikel 16 AIG und Artikel 18 VZAE. 

Auf den 1. Mai 2019 hat der FTV ein Online-Meldesystem mit der Bezeichnung CheckIn-FR 

eingeführt, über das die Gäste einfach und sicher registriert und der Kantonspolizei und den 

verschiedenen betroffenen Organen gemeldet werden können. Dieses Angebot, das in Zusammen-

arbeit mit den verschiedenen betroffenen Kantonsbehörden entwickelt wurde, wird schrittweise das 

herkömmliche Formular-System (Hotelmeldeschein) ersetzen. 

Die Beherberger, die Plattformen zwischen Privatpersonen nutzen, könnten zur Erfüllung der 

Meldepflicht, die auch für sie gilt, das Meldesystem CheckIn-FR verwenden. Dies, scheint keine 

besonderen Schwierigkeiten zu verursachen. 

III. Schlusswort 

Der Staatsrat stellt fest, dass die Freiburger Gesetzgebung, abgesehen von allfälligen Anpassungen 

des ÖGG (Meldepflicht) und des ÖGR (Präzisierung des Begriffs eines hotelähnlichen Betriebs), 

sowie die von der Kantonsverwaltung aufgestellte Praxis und die mit der Plattform Airbnb 

ausgearbeitete Vereinbarung bereits die Forderungen der Motion erfüllen. Wie weiter oben erwähnt, 

erlauben es die aktuellen Ressourcen, die dem Staat zur Verfügung stehen, nicht, eine allfällige 

Meldepflicht effizient zu kontrollieren. Deshalb möchte der Staatsrat zum jetzigen Zeitpunkt die 

Gesetzgebung über die öffentlichen Gaststätten in diesem Punkt nicht ändern. Er wird die Frage im 

Rahmen einer künftigen Generalrevision des ÖGG und seiner Ausführungsbestimmungen erneut 

prüfen. 

Der Staatsrat empfiehlt deshalb dem Grossen Rat, die Motion abzulehnen. 

24. Juni 2019 
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